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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Nachdem der Ständerat in der Wintersession 2020 auf dem indirekten Gegenvorschlag
seiner SPK-SR zur Transparenzinitiative beharrt hatte, musste sich die Volkskammer
noch einmal über das Geschäft beugen, mit dem mehr Transparenz bei der
Politikfinanzierung hergestellt werden soll. Die SPK-NR wollte der Idee eine zweite
Chance geben, beantragte mit 14 zu 10 Stimmen Eintreten und schlug drei Ergänzungen
zum Entwurf des Ständerats vor: Parteien sollen auch die Beträge offenlegen müssen,
die sie von ihren Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern erhalten, auch
Ständeratsmitglieder sollten ihr Wahlkampfbudget offenlegen müssen und die
Dokumente, auf denen die verschiedenen Beträge ausgewiesen werden müssen, sollten
stichprobenartig kontrolliert werden. Zudem schlug die SPK-NR bei den
Schwellenwerten vor, die Vorschläge des Ständerats zu übernehmen:
Kampagnenbudgets sollten ab einer Höhe von CHF 50'000 und Spenden ab CHF 25'000
offengelegt werden müssen.
Zur Diskussion standen in der Frühjahrssession 2021 auch einige Minderheitsanträge.
Zuerst forderte eine von SVP-Mitgliedern angeführte Kommissionsminderheit, nicht auf
die Vorlage einzutreten. Mit dem Gegenvorschlag wie auch mit der Initiative selber
würde höchstens «Scheintransparenz» geschaffen und «der Bevölkerung Sand in die
Augen» gestreut, argumentierte Martina Bircher (svp, AG) für diese Minderheit. Mit dem
«administrativen Monster», das etwa durch Stückelung von Spenden einfach umgangen
werden könne, werde über kurz oder lang eine staatliche Parteienfinanzierung
eingeführt und das «bewährte Milizsystem zu Grabe» getragen. Die links-grünen
Votantinnen (Nadine Masshardt, sp, BE; Ada Marra, sp, VD und Irène Kälin, gp, AG)
hoben hingegen im Namen ihrer Fraktionen hervor, dass Transparenz nicht nur immer
stärker von der Bevölkerung gefordert werde, sondern auch ein zentrales Element der
Demokratie sei, um verlorenes Vertrauen wiederherzustellen. Auch die FDP votierte –
gemäss ihrem Sprecher Andri Silberschmidt (fdp, ZH) – für Eintreten, auch wenn volle
Transparenz nicht möglich sei und das Vertrauen der Bevölkerung auch heute nach wie
vor hoch sei. Auch die GLP sprach sich für einen Gegenvorschlag aus: Niemand könne
heute ernsthaft gegen mehr Transparenz eintreten, argumentierte Michel Matter (glp,
GE). Gegen Eintreten stimmten dann neben der fast geschlossenen SVP-Fraktion – nur
Lukas Reimann (svp, SG) wich von der Fraktionslinie ab und Mike Egger (svp SG) enthielt
sich der Stimme – lediglich noch 17 Angehörige der Mitte-Fraktion und vier Freisinnige
(5 enthielten sich der Stimme). Die gesamthaft 70 Gegenstimmen waren aber gegen die
115 Stimmen, die für Eintreten votierten, chancenlos. 
Eine von Marianne Streiff-Feller (evp, BE) angeführte Minderheit forderte für Spenden
einen Mindestbetrag von CHF 10'000 und eine von Andri Silberschmidt angeführte
Minderheit wollte diesen Betrag als Kompromissvorschlag bei CHF 15'000 ansetzen. Die
Initiative selber sah hier CHF 10'000 vor und der Ständerat hatte sich für CHF 25'000
ausgesprochen. Nachdem die Minderheit Streiff-Feller zugunsten des
Kompromissvorschlags zurückgezogen worden war, wurde dieser mit 118 zu 76 Stimmen
angenommen, wobei die Gegenstimmen aus der SVP- und der Mitte-Fraktion
stammten. 
Eine SVP-Minderheit, angeführt von Michael Buffat (svp, VD), beantragte, den Vorschlag
der SPK-NR für die Offenlegungspflicht der Beiträge von Mandatsträgerinnen und
Mandatsträgern abzulehnen. Der Vaudois machte geltend, dass das Gesetz mit
Aufnahme dieser Offenlegungspflicht noch weiter verkompliziert werde, weil
Mandatsbeiträge ja an unterschiedliche Parteistufen (national, kantonal, kommunal)
ausbezahlt würden. Auch hier unterlag eine SVP-Mitte-Koalition aus 77 Stimmen einer
117-Stimmen-Mehrheit, die sich für Beibehalten des neuen Vorschlags entschied.
Die gleiche SVP-Minderheit Buffat wollte auch vom Vorschlag der Kommission,
Transparenz auch bei Kampagnen zu Ständeratswahlen herzustellen, nichts wissen.
Michael Buffat argumentierte, dass es sich bei Ständeratswahlen um eine kantonale
Angelegenheit handle und dass der Schwellenwert von CHF 50'000 ungerecht sei, weil
dieser zwar bei grossen, aber wohl nicht bei kleinen Kantonen erreicht würde. Auch
diese Minderheit scheiterte allerdings und der Nationalrat hiess die neue Regelung mit
139 zu 55 Stimmen gut. Erneut fand sich die SVP-Fraktion in der Minderheit, diesmal
allerdings ohne Unterstützung der Mitte-Fraktion.
Eine weitere Minderheit, angeführt von Marianne Binder-Keller (mitte, AG), griff
schliesslich auch den dritten Vorschlag der SPK-NR an, der stichprobenweise
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Kontrollen vorsah. Aufwand und Ertrag stünden hier in keinem Verhältnis,
argumentierte die Aargauerin, die in ihrem Votum auch bekannt gab, dass die Mitte-
Fraktion sowohl die Initiative als auch den Gegenvorschlag ablehne. Was nämlich bei
beiden vergessen ginge, sei die Transparenz bei den «indirekten» Spenden. Eigentlich
müssten alle Organisationen, also auch die Gewerkschaften, Wirtschaftsverbände und
NGOs ihre Budgets offenlegen, damit wirklich Transparenz in der Politik herrschen
könne. Mit 112 zu 82 Stimmen wurde erneut der Vorschlag der SPK-NR unterstützt. 
Auch von der linken Ratsseite wurden Minderheitsanträge gestellt. Eine von Irène Kälin
(gp, AG) angeführte Minderheit wollte auf einen im Ständerat abgelehnten Vorschlag der
SPK-SR zurückkommen und eine Busse von CHF 20'000 für Zuwiderhandlung gegen die
Transparenzregeln einführen. Der von den Grünen und der SP-Fraktion unterstützte
Vorschlag kam auf 68 Stimmen (unterstützt von den drei EVP-Mitgliedern), wurde aber
von den 125 Voten aus den anderen Fraktionen überstimmt.
Zu reden gab schliesslich auch ein kurzfristig schriftlich eingereichter Antrag von
Thomas Aeschi (svp, ZG), der die von Marianne Binder geäusserte Kritik aufnahm und
Transparenz für «alle politischen Organisationen» forderte. Verbände hätten viel
grössere Beträge zur Verfügung als Parteien, weshalb sie ebenfalls in die Pflicht
genommen werden müssten, war die schriftliche Begründung des Antrags. Hier
schaltete sich Bundesrätin Karin Keller-Sutter in die Diskussion ein und argumentierte,
dass es wohl zu «rechtlich kaum lösbaren Abgrenzungsschwierigkeiten» kommen
würde, wenn dieser Antrag gutgeheissen würde. Die Argumentation der Justizministerin
schien zu verfangen, wurde der Antrag Aeschi doch mit 121 Stimmen abgelehnt. Die 69
Stimmen, die ihn gutgeheissen hätten, stammten aus der geschlossen stimmenden SVP-
Fraktion und einer Mehrheit der Mitte-Fraktion. 
In der Gesamtabstimmung standen 113 befürwortende 78 ablehnenden Stimmen
gegenüber (3 Enthaltungen). Der Wind hatte damit gedreht, wie die Presse
kommentierte: Im Gegensatz zur Gesamtabstimmung in der Herbstsession 2020
stimmten diesmal nicht nur die FDP, sondern auch die SP, die GP und die GLP für den
Entwurf. Skepsis weckte er nach wie vor bei der SVP-Fraktion, die ihn mit 51 zu 2
Stimmen ablehnte, und bei der Mitte-Fraktion, bei der sich allerdings von 29
Stimmenden immerhin sieben für die Vorlage aussprachen. Der Ständerat wird sich in
der Folge mit den drei neu geschaffenen Differenzen auseinandersetzen müssen. 1

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Der Kanton Zug hatte bei den Nationalratswahlen weiterhin drei Sitze zu Gute, woran
auch das starke Bevölkerungswachstum der letzten Jahre nichts änderte. Trotz oder
gerade wegen dieser wenigen begehrten Sitze, sprengte die Kandidatenzahl mit deren
50 für die Wahlen 2015 alle Rekorde. Auch mit den insgesamt 17 verschiedenen Listen
wurde eine noch nie zuvor gesehene Zahl erreicht. Dies mochte einem regen
politischen Interesse und den eher einfach zu besetzenden Dreierlisten geschuldet
sein. Ob ein Antreten mit  ganzen fünf Listen – so wie es die Sozialdemokraten taten –
besonders viel Sinn ergab, sei dahin gestellt. Mit einem Frauenanteil von 40% waren die
Listen zumindest relativ ausgeglichen besetzt, wiewohl es bis anhin keine weibliche
Vertreterin aus dem Kanton Zug nach Bern geschafft hatte.

Wie auch in anderen Innerschweizer Kantonen präsentierte sich in Zug für die linken
Parteien eine schwierige Ausgangslage. Die Grünen – in Zug als „Alternative“ antretend –
hatten anlässlich der Wahlen 2011 ihr Mandat verloren, welches sie über Jahre mit
ihrem national bekannten Aushängeschild Jo Lang besetzt hatten. Durch die hohe
natürliche Wahlhürde im Kanton – bedingt durch die kleine Sitzzahl – ist für einen
linken Wahlerfolg generell ein sehr gutes Wahlergebnis und ein rot-grünes
Zusammenspannen vonnöten. Zumindest Letzteres war mit der Listenverbindung
zwischen der SP und den Grünen schnell beschlossene Sache. Ins Boot holte man
zudem die erstmals antretende Piratenpartei.
Auf bürgerlicher Seite stellten sich alle Amtsinhaber zur Wiederwahl. Für die CVP war
dies Gerhard Pfister, für die FDP Bruno Pezzatti und für die SVP Thomas Aeschi.
Zwischen den Freisinnigen und den Christdemokraten waren angesichts einer
anstehenden Listenverbindung über schwierige Verhandlungen berichtet worden.
Angeblich sei die Unterstützung des CVP-Regierungsratskandidaten in Frage gestellt
worden und zum Streitpunkt in Sachen nationale Wahlen mutiert. Nichtsdestotrotz
entschieden sich die beiden Parteien zum erwarteten Schulterschluss und liessen das
mutmassliche Vorspiel unkommentiert. Die SVP zog gezwungenermassen – aber ohne
allzu grossen Missmut – alleine in die Wahlen. Angesichts ihres beträchtlichen und kaum
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gefährdeten Wähleranteils musste sie sich auch kaum um einen allfälligen Sitzverlust
Sorgen machen. Eine weitere bürgerliche Partei – die GLP – entschied sich dieses Mal
dem CVP-FDP Verbund beizutreten. Reelle Wahlchancen ergaben sich für sie nicht. Ihr
Entscheid machte jedoch die Aufgabe für das linke Bündnis nochmals bedeutend
schwieriger.
Im Allgemeinen wurde dem Status Quo in Zug die besten Chancen auf ein
Weiterbestehen eingeräumt. Das schlechte Abschneiden der Grünen in anderen
Kantonen sowie die nationale Trendvorhersage nach rechts boten wenig Aussicht auf
einen besonders spannenden Wahlkampf, da eine linke Rückeroberung eines Sitzes
noch am ehesten ein Szenario für Veränderung geboten hätte. Für ernsthafte
bürgerliche Konkurrenz waren die Grünliberalen ihrerseits zu klein. 

Ohne Mühe verteidigten denn auch die drei bisherigen Nationalräte Gerhard Pfister,
Thomas Aeschi und Bruno Pezzatti am Wahltag ihre Sitze. Somit bleibt die Zuger
Delegation aus einem CVP-, einem FDP- und einem SVP-Mitglied bestehen. Das stärkste
bürgerliche Resultat erzielten die SVP und die CVP. Erstere knackte mit 30.5% (+2.2
Prozentpunkte) erstmals die 30%-Marke. Letztere setzte – entgegen dem nationalen
Partei-Trend – ihre Erfolgsgeschichte im Kanton Zug fort und erreichte 26.5%, womit
sie ebenfalls um 2.2 Prozentpunkte zulegte. Die FDP musste hingegen einen Verlust
hinnehmen und hält 17.7% Wähleranteil (-1.5 Prozentpunkte). Vom Stimmvolk eine
geradezu schallende Ohrfeige verpasst erhielten die Grünen. Sie schrumpften auf 7.2%
und büssten damit 8.2 Prozentpunkte ihres Wähleranteils ein. Der krasse Verlust auf
der einen Seite erklärt jedoch das Abschneiden der eigentlichen Wahlsiegerin auf der
anderen Seite. Die SP legte nämlich um ebenso eindrückliche 8.4 Prozentpunkte zu und
lag schliesslich in der Wählergunst bei 13.7%. Da dies (nur) einer Wachablösung im
linken Lager gleichkam, konnte der Wahlsieg jedoch in kein zählbares Resultat
umgemünzt werden. Als mögliche Erklärung für die linke Verschiebung wurde der
Sexskandal um die ehemalige grüne Kantonsrätin Jolanda Spiess-Hegglin sowie das
Fehlen eines grünen Spitzenkandidaten bemüht. Bei den kleineren Parteien hatte sich
der Wähleranteil der GLP beinahe halbiert auf noch 3.6% (-3.2 Prozentpunkte). Die
Piratenpartei kam bei ihrem ersten Auftritt nicht über 1% hinaus. Eine Frauenvertretung
blieb im Kanton Zug weiterhin aus, während die Wahlbeteiligung mit 53.7% etwas tiefer
lag als noch 2011 (55.1%). 2

75 Kandidierende auf 25 Listen bewarben sich bei den Nationalratswahlen 2019 im
Kanton Zug auf einen der drei begehrten Zuger Nationalratssitze – deutliche neue
Höchstwerte. Ursprünglich war sogar noch eine zusätzliche Liste gemeldet, doch nach
der Überprüfung durch die Staatskanzlei wurde die Liste «PARAT – Partei für Rationale
Politik, Allgemeine Menschenrechte und Teilhabe» für ungültig erklärt, da sie die
benötigten 100 gültigen Unterschriften nicht einreichen konnte. Der Frauenanteil unter
den Kandidierenden betrug 49.3 Prozent. In keinem anderen Kanton mit Proporzwahlen
war der Frauenanteil unter den Kandidierenden so hoch wie im Kanton Zug. Die
Chancen waren also durchaus intakt, dass der Kanton nach dieser Wahl von der Liste
der Kantone, die noch nie durch eine Frau im Bundesparlament vertreten waren,
gestrichen werden könnte.

Einer der drei Bisherigen, Bruno Pezzatti (fdp), hatte bereits im Januar angekündigt,
dass er nicht erneut zur Wahl antreten werde. Pezzatti hatte 2015 zusammen mit
Gerhard Pfister, Präsident CVP Schweiz, und Thomas Aeschi, Präsident SVP Zug,
Fraktionspräsident der SVP und ehemaliger Bundesratskandidat, seinen Sitz problemlos
verteidigt. Angeführt von Spitzenkandidatin Karen Umbach, zielte die FDP darauf, den
Sitz in den eigenen Reihen zu halten. Sie ging hierfür zudem eine Listenverbindung mit
der CVP ein. Letztere schien nicht in Gefahr, den Sitz von Pfister zu verlieren und
konnte den Wahlkampf deshalb einigermassen entspannt angehen. Vor vier Jahren
hatte sich auch die GLP mit den beiden etablierten bürgerlichen Mitteparteien
verbunden. Dieses Jahr ging die GLP einzig zusammen mit ihrer Jungpartei an den Start.
Ebenfalls ohne überparteiliche Listenverbindungen trat die SVP an. Doch wie die CVP
durfte sich auch die SVP dank ihres grossen Wähleranteils und des bekannten
Spitzenkandidaten Aeschi ihres Sitzes relativ sicher sein. Die linken Parteien witterten
nach Pezzattis Rücktritt eine Chance auf einen Sitzgewinn. Da die Bisherigen relativ
sicher im Sattel zu sitzen schienen, setzten sie sich deshalb auch eindeutig die
Eroberung des freigewordenen FDP-Sitzes zum Ziel. Die SP, die «Alternative – die
Grünen» (alg) und die EVP, welche dieses Jahr zum ersten Mal antrat, verbanden dazu
ihre Listen. Vor allem die ALG hatten hohe Ambitionen für die Wahlen, nachdem sie vor
vier Jahren noch einen Wähleranteilverlust von acht Prozentpunkten hatten einstecken
müssen. Sie traten dieses Jahr unter dem Namen «Alternative – die Grünen und CSP»
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gleich mit fünf Listen an – ein Wert der nur noch von den sieben Listen der SP
übertroffen wurde. Die Hoffnungen lagen auf den drei Kandidierenden der Hauptliste,
namentlich der Zuger Stadträtin Vroni Straub-Müller (csp), der Alt-Regierungsrätin
Manuela Weichelt-Picard (alg) und dem Parteipräsidenten Andreas Lustenberger (alg). 

Am Wahlsonntag durfte sich die Alternative – die Grünen in der Tat als Wahlsiegerin
feiern lassen. Sie fuhr erdrutschartige Wähleranteilgewinne ein (+12.0 Prozentpunkte,
neu 19.2%), überholte damit sowohl die SP als auch die FDP und wurde neu drittstärkste
Kraft im Kanton. Dieses hervorragende Resultat reichte zu einem Sitzgewinn – trotz
Einbussen der ALG-Listenpartnerin SP (-4.5 Prozentpunkte). Am meisten Stimmen auf
der Hauptliste der ALG holte Manuela Weichelt-Picard, die damit als erste Frau den
Kanton Zug in Bundesbern vertreten wird. Von der grünen Welle profitieren konnte
auch die GLP, die 1.9 Prozentpunkte zulegte (neu: 5.5%). Für einen Sitzgewinn reichte
es dennoch deutlich nicht. Leidtragende des Erfolgs der Grünen war am 20. Oktober
die FDP. Sie büsste 2.9 Prozentpunkte ein (neu: 14.7%) und vermochte ihren Sitz nicht
zu verteidigen. Die enttäuschte Karen Umbach machte vor allem die zögerliche
Umweltpolitik ihrer Partei für die Niederlage verantwortlich, freute sich aber dennoch
über den erstmaligen Einzug einer Zugerin in den Nationalrat. Auch die CVP (-2.6
Prozentpunkte) und die SVP (-3.9 Prozentpunkte) mussten Verluste hinnehmen.
Dennoch wurden ihre beiden bisherigen Nationalräte wiedergewählt. Thomas Aeschi
holte dabei am meisten Stimmen aller Kandidaten (15'359), während Gerhard Pfister am
meisten Stimmen von veränderten Listen auf sich vereinte (12'157 seiner 13'872
Stimmen). Die Stimmbeteiligung betrug 52.1 Prozent, ein leichter Rückgang von 1.6
Prozentpunkten gegenüber 2015. 3

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Konservative und Rechte Parteien

Im Rahmen der Bundesratswahlen 2019 bestätigte die SVP ihre zwei Sitze im
Bundesrat: Ihre bisherigen Bundesräte Ueli Maurer  und Guy Parmelin wurden mit 213
Stimmen und mit 191 Stimmen von der Bundesversammlung wiedergewählt.
Gespalten zeigte sich die SVP zur Forderung der Grünen nach einem Bundesratssitz. So
zeigten sich einige ihrer Mitglieder mit der Forderung einverstanden. Aus Sicht von
Thomas Aeschi (svp, ZG) etwa, die er in der NZZ darlegte, seien nämlich zwei Parteien
im Bundesrat klar übervertreten: die SP und die FDP. Statt aber den Sitz von Ignazio
Cassis anzugreifen, attackierten einige SVP-Mitglieder den Sitz von Simonetta
Sommaruga. Parteipräsident Albert Rösti (svp, BE) machte aber im Sonntags-Blick
anschliessend klar, dass für die SVP Stabilität und Kontinuität im Bundesrat wichtig
seien, weshalb die SVP offiziell die Kandidatur von Regula Rytz nicht unterstützt habe.
Regula Rytz war zuvor auch nicht zum Hearing der SVP eingeladen worden.
Rösti äusserte zudem seine Skepsis zum von CVP-Parteipräsident Pfister (ZG)
eingebrachten Vorschlag eines Konkordanz-Gipfels, bei dem die Parteipräsidentinnen
und -präsidenten über die grundsätzliche parteipolitische Zusammensetzung des
Bundesrates diskutieren sollten. Rösti war der Meinung, dass die Parteien bereits bei
den Bundesratswahlen 2019 nicht in der Lage gewesen seien, eine bessere Lösung zur
Konkordanz und zur Vertretung der Parteien im Bundesrat zu finden, und dies auch
beim Konkordanzgipfel nicht funktionieren werde. Die Idee, den Bundesrat auf neun
Mitglieder zu erweitern, um der Forderung der Grünen nachzukommen, empfand er
überdies als «unnötige Aufblähung» der Verwaltung. 4
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